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A. Einführung
Grundsätzliches

1.	 In ihrer Verantwortung für den Schutz der Wür-
de und Integrität junger Menschen und erwach-
sener Schutzbefohlener haben sich die deut-
schen Bischöfe auf die folgenden Leitlinien 
verständigt. Sie schreiben damit die Leitlinien 
von 2002 und 2010 fort und berücksichtigen die 
Vorgaben, die die Kongregation für die Glau-
benslehre in ihrem Rundschreiben an die Bi-

schofskonferenzen vom 3. Mai 2011 gemacht 
hat.1 

	 Opfer sexuellen Missbrauchs bedürfen beson-
derer Achtsamkeit. Sie müssen vor weiterer 
sexueller Gewalt geschützt werden. Ihnen und 
ihren Angehörigen müssen bei der Aufarbei-
tung von Missbrauchserfahrungen Unterstüt-
zung und Begleitung angeboten werden. Se-
xueller Missbrauch, vor allem an Kindern und 

1	 Die Kongregation für die Glaubenslehre hat am 5. April 2013 mit-
geteilt, dass Papst Franziskus der Kongregation aufgetragen hat, 
den von Papst Benedikt XVI. eingeschlagenen Kurs weiterzuver-
folgen und im Hinblick auf die Fälle von sexuellem Missbrauch 
entschlossen vorzugehen; das heißt vor allem die Maßnahmen 
zum Schutz der Minderjährigen, die Hilfe für die, die in der Ver-
gangenheit Opfer derartiger Übergriffe geworden sind, das ange-
messene Vorgehen gegen die Schuldigen und den Beitrag der Bi-
schofskonferenzen hinsichtlich der Formulierung und Umsetzung 
der nötigen Weisungen in diesem für das Zeugnis und die Glaub-
würdigkeit der Kirche so wichtigen Bereich voranzubringen.
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Jugendlichen sowie an erwachsenen Schutzbe-
fohlenen ist eine verabscheuungswürdige Tat. 
Gerade wenn Kleriker, Ordensangehörige2 oder 
sonstige Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeiter der 
Kirche solche begehen3, erschüttert dies nicht 
selten bei den Opfern und ihren Angehörigen 
– neben den möglichen schweren psychischen 
Schädigungen – zugleich auch das Grundver-
trauen in Gott und die Menschen. Die Täter 
fügen der Glaubwürdigkeit der Kirche und ih-
rer Sendung schweren Schaden zu.4 Es ist ihre 
Pflicht, sich ihrer Verantwortung zu stellen.5

	 Die Leitlinien sollen eine abgestimmte Vorge-
hensweise im Bereich der Deutschen Bischofs-
konferenz gewährleisten. Sie sind Grundlage 
für die von den Diözesanbischöfen für ihre 
jeweilige Diözese zu erlassenden Regelungen. 
Katholische Rechtsträger, die nicht in diözesa-
ner Zuständigkeit stehen, sollen vom (Erz-)Bis-
tum nur dann als förderungswürdig anerkannt 
werden, wenn sie sich zur Anwendung der 
Leitlinien oder der jeweiligen diözesanen Re-
gelungen verpflichtet haben. Sofern eigene Re-
gelungen vorliegen, müssen diese von der zu-
ständigen Stelle als gleichwertige Regelungen 
anerkannt werden.

	 Die Leitlinien gelten auch für karitative Rechts-
träger, für die gemäß dem Motu Proprio „Inti-
ma Ecclesiae natura“ vom 11. November 2012 
der Bischof Letztverantwortung ausübt. 

	 Die Regelungen des weltlichen und kirchlichen 

2	 Unter Ordensangehörige werden im weiteren Verlauf die Mitglie-
der der Institute des geweihten Lebens und Gesellschaften des 
apostolischen Lebens verstanden (vgl. cann. 573 bis 746 CIC).

3	 Vgl. Erklärung der Deutschen Bischofskonferenz bei ihrer Früh-
jahrs-Vollversammlung in Freiburg vom 22. bis 25. Februar 2010 
anlässlich der Aufdeckung von Fällen sexuellen Missbrauchs an 
Minderjährigen im kirchlichen Bereich.

4	 Vgl. Papst Benedikt XVI., Ansprache an die Bischöfe von Ir-
land anlässlich ihres „Ad-limina“-Besuches, 28.  Oktober 2006, 
4. Absatz; ders. im Gespräch mit Peter Seewald im Interview-
Buch „Licht der Welt“ vom Oktober 2010: „Es ist eine besonders 
schwere Sünde, wenn jemand, der eigentlich den Menschen zu 
Gott helfen soll, dem sich ein Kind, ein junger Mensch anvertraut, 
um den Herrn zu finden, ihn stattdessen missbraucht und vom 
Herrn wegführt. Dadurch wird der Glaube als solcher unglaub-
würdig, kann sich die Kirche nicht mehr glaubhaft als Verkünderin 
des Herrn darstellen.“ (S. 42).

5	 Vgl. Papst Benedikt XVI., Hirtenbrief des Heiligen Vaters an die 
Katholiken in Irland vom 19. März 2010, Nr. 7: „Ihr [die Ihr Kin-
der missbraucht habt] habt das Vertrauen, das von unschuldigen 
jungen Menschen und ihren Familien in Euch gesetzt wurde, ver-
raten und Ihr müsst Euch vor dem allmächtigen Gott und vor den 
zuständigen Gerichten dafür verantworten. … Ich mahne Euch, 
Euer Gewissen zu erforschen, Verantwortung für die begangenen 
Sünden zu übernehmen und demütig Euer Bedauern auszudrü-
cken. … Gottes Gerechtigkeit ruft uns dazu auf, Rechenschaft 
über unsere Taten abzulegen und nichts zu verheimlichen. Erkennt 
Eure Schuld öffentlich an, unterwerft Euch der Rechtsprechung, 
aber verzweifelt nicht an der Barmherzigkeit Gottes.“ 

Arbeits- und Datenschutzrechts bleiben unbe-
rührt. 

	 Soweit die Leitlinien datenschutzrechtlich 
nichts anderes regeln, gilt die Anordnung über 
den kirchlichen Datenschutz (KDO). Nähere 
Regelungen zum Umgang mit personenbezo-
genen Daten in Protokollen und sonstigen Un-
terlagen erlässt der Ordinarius.

Der Begriff des „sexuellen Missbrauchs“  
im Sinne der Leitlinien

2.	 Diese Leitlinien berücksichtigen die Bestim-
mungen sowohl des kirchlichen wie auch des 
weltlichen Rechts. Der Begriff sexueller Miss-
brauch im Sinne dieser Leitlinien umfasst straf-
bare sexualbezogene Handlungen. Die Leitli-
nien beziehen sich somit

-	 sowohl auf Handlungen nach dem 13. Ab-
schnitt sowie weitere sexualbezogene Straf-
taten des Strafgesetzbuchs (StGB)

-	 als auch auf solche nach can. 1395 § 2 CIC 
in Verbindung mit Art. 6 § 1 SST6, nach can. 
1387 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 4 
SST wie auch nach can. 1378 § 1 CIC in Ver-
bindung mit Art. 4 § 1 n. 1 SST, soweit sie 
an Minderjährigen oder Personen begangen 
werden, deren Vernunftgebrauch habituell 
eingeschränkt ist (Art. 6 § 1 n. 1 SST).

	 Zusätzlich finden sie unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten des Einzelfalls Anwendung bei 
Handlungen unterhalb der Schwelle der Straf-
barkeit, die im pastoralen oder erzieherischen 
sowie im betreuenden oder pflegerischen Um-
gang mit Kindern und Jugendlichen und er-
wachsenen Schutzbefohlenen eine Grenzverlet-
zung oder einen sonstigen sexuellen Übergriff 
darstellen. 

	 Sie betreffen alle Verhaltens- und Umgangs-
weisen mit sexuellem Bezug gegenüber Min-
derjährigen und erwachsenen Schutzbefohle-
nen, die mit vermeintlicher Einwilligung, ohne 
Einwilligung oder gegen den ausdrücklichen 
Willen erfolgen. Dies umfasst auch alle Hand-
lungen zur Vorbereitung, Durchführung und 
Geheimhaltung sexualisierter Gewalt.

6	 Papst Johannes Paul II., Apostolisches Schreiben motu proprio 
datae Sacramentorum sanctitatis tutela [SST] vom 30. April 
2001. Der in diesem Schreiben angekündigte normative Teil liegt 
in seiner geltenden Form als Normae de delictis Congregationi 
pro Doctrina Fidei reservatis seu Normae de delictis contra fidem 
necnon de gravioribus delictis vom 21. Mai 2010 vor. [Diese Nor-
men werden zitiert unter Nennung des entsprechenden Artikels 
und unter Zufügung des Kürzels für das Bezugsdokument: SST.]
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	 Den seitens der Kirche Handelnden muss daher 
stets bewusst sein, dass es bezüglich der hier 
zu berücksichtigenden strafbaren Handlungen 
in den beiden Rechtsbereichen unterschiedliche 
Betrachtungsweisen geben kann (z. B. bzgl. des 
Kreises der betroffenen Personen, des Alters 
des Opfers, der Verjährungsfrist). Den Bestim-
mungen beider Rechtsbereiche ist zu entspre-
chen. Maßgeblich für das kirchliche Vorgehen 
sind die zum Zeitpunkt des Untersuchungsbe-
ginns geltenden Verfahrensregeln, unabhängig 
davon, wie lange der sexuelle Missbrauch zu-
rückliegt.

3. 	 Erwachsene Schutzbefohlene im Sinne dieser 
Leitlinien sind behinderte, gebrechliche oder 
kranke Personen gegenüber denen Kleriker, 
Ordensangehörige und andere Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter eine besondere Sorgepflicht 
haben, weil sie ihrer Fürsorge oder Obhut an-
vertraut sind und bei denen aufgrund ihrer 
Schutz- und Hilfebedüftigkeit eine besondere 
Gefährdung gemäß Leitlinie Nr. 2 besteht.

B. Zuständigkeiten
Ernennung von Ansprechpersonen  
und Einrichtung eines Beraterstabs

4.	 Der Diözesanbischof beauftragt mindestens 
zwei geeignete Personen als Ansprechpersonen 
für Hinweise auf tatsächliche Anhaltspunkte für 
den Verdacht eines sexuellen Missbrauchs an 
Minderjährigen sowie an erwachsenen Schutz-
befohlenen durch Kleriker oder andere Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter im kirchlichen 
Dienst. 

	 Es empfiehlt sich, darauf zu achten, dass sowohl 
eine Frau als auch ein Mann benannt werden.

5.	 Die beauftragten Ansprechpersonen sollen kei-
ne Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter des (Erz-)
Bistums im aktiven Dienst sein. 

6.	 Name und Anschrift der beauftragten Ansprech-
personen werden auf geeignete Weise bekannt 
gemacht, insbesondere im Amtsblatt und auf 
der Internetseite des Bistums.

7.	 Der Diözesanbischof richtet zur Beratung in 
Fragen des Umgangs mit sexuellem Missbrauch 
Minderjähriger und erwachsenen Schutzbefoh-
lenen einen ständigen Beraterstab ein. Diesem 
gehören neben den beauftragten Ansprechper-
sonen insbesondere Frauen und Männer mit 
psychiatrisch-psychotherapeutischem, pasto-

ralem sowie juristischem7 und kirchenrecht-
lichem Sachverstand und fundierter fachlicher 
Erfahrung und Kompetenz in der Arbeit mit 
Opfern sexuellen Missbrauchs an. Dem Bera-
terstab können auch Personen angehören, die 
im kirchlichen Dienst beschäftigt sind. Im Ein-
zelfall können weitere fachlich geeignete Per-
sonen hinzugezogen werden.

8.	 Mehrere Diözesanbischöfe können gemeinsam 
einen interdiözesanen Beraterstab einrichten.

9.	 Die Verantwortung des Diözesanbischofs bleibt 
unberührt.

Entgegennahme von Hinweisen  
und Information des Ordinarius

10.	 Die beauftragten Ansprechpersonen nehmen 
Hinweise auf sexuellen Missbrauch an Minder-
jährigen und erwachsenen Schutzbefohlenen 
durch Kleriker, Ordensangehörige oder ande-
re Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im kirch-
lichen Dienst entgegen und nehmen eine erste 
Bewertung der Hinweise auf ihre Plausibilität 
und im Hinblick auf das weitere Vorgehen vor. 

11.	 Alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
kirchlichen Dienst haben schnellstmöglich die 
zuständige Person der Leitungsebene der Insti-
tution, bei der sie beschäftigt sind, über diesbe-
zügliche Sachverhalte und Hinweise, die ihnen 
zur Kenntnis gelangt sind, zu informieren. Sie 
können sich aber auch direkt an die beauftrag-
ten Ansprechpersonen wenden.

	 Unter Wahrung der Bestimmungen über das 
Beichtgeheimnis (vgl. cann. 983 und 984 CIC8) 
besteht im Rahmen von seelsorglichen Gesprä-
chen die Pflicht zur Weiterleitung an eine der 
beauftragten Ansprechpersonen immer dann, 
wenn Gefahr für Leib und Leben droht sowie 
wenn weitere mutmaßliche Opfer betroffen 
sein könnten. Hierbei sind die Bestimmungen 
des § 203 StGB zu beachten. Etwaige gesetz-
liche Verschwiegenheitspflichten oder Mittei-
lungspflichten gegenüber staatlichen Stellen 
(zum Beispiel Jugendamt, Schulaufsicht) sowie 
gegenüber Dienstvorgesetzten bleiben hiervon 
unberührt.

12.	 Anonyme Hinweise sind dann zu beachten, 
wenn sie tatsächliche Anhaltspunkte für Ermitt-
lungen beinhalten.

7	 Für den Fall, dass eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter im kirch-
lichen Dienst betroffen ist, ist arbeitsrechtlicher Sachverstand zu 
gewährleisten.

8	 Vgl. auch can. 1388 § 1 CIC in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 5 SST.
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13.	 Der Ordinarius wird unabhängig von den Plau-
sibilitätsabwägungen von den beauftragten An-
sprechpersonen unverzüglich informiert (vgl. 
Leitlinie Nr. 10). Dies gilt auch für die zustän-
dige Person der Leitungsebene (vgl. Leitlinie 
Nr. 11). Der Ordinarius hat dafür Sorge zu tra-
gen, dass andere informiert werden, die für die 
beschuldigte Person eine besondere Verantwor-
tung tragen: bei Klerikern, die einer anderen 
Diözese oder einem anderen Inkardinationsver-
band angehören, der Inkardinationsordinarius; 
bei Ordensangehörigen der zuständige Höhere 
Ordensobere.

Zuständigkeiten im weiteren Verlauf

14.	 Für das weitere Verfahren können im Hinblick 
auf Kleriker zuständig sein: der Ortsordinarius 
des Wohnsitzes der beschuldigten Person (vgl. 
can. 1408 CIC) oder der Ortsordinarius des 
Ortes, an dem die Straftat begangen worden ist 
(vgl. can. 1412 CIC) oder der Inkardinations-
ordinarius der beschuldigten Person. Der erst-
informierte Ordinarius trägt dafür Sorge, dass 
eine Entscheidung über die Zuständigkeit für 
das weitere Verfahren zeitnah getroffen wird.

15.	 Für Ordensangehörige, die im bischöflichen 
Auftrag tätig sind, ist der Diözesanbischof zu-
ständig, der diesen Auftrag erteilt hat, unbescha-
det der Verantwortung des Höheren Ordens- 
oberen. Soweit die Ordensangehörigen nicht 
mehr im bischöflichen Auftrag tätig sind, unter-
stützt der Diözesanbischof den Höheren Ordens- 
oberen.

16.	 In anderen Fällen liegt die Zuständigkeit bei den 
jeweiligen Höheren Ordensoberen. Ihnen wird 
dringend nahegelegt, den örtlich betroffenen 
Diözesanbischof über tatsächliche Anhalts-
punkte für den Verdacht eines sexuellen Miss-
brauchs an Minderjährigen oder erwachsenen 
Schutzbefohlenen in ihrem Verantwortungsbe-
reich sowie über die eingeleiteten Schritte zu 
informieren (vgl. Leitlinie Nr. 29).

C. Vorgehen nach Kenntnisnahme  
eines Hinwweises

Gespräch mit dem mutmaßlichen Opfer

17.	 Wenn ein mutmaßliches Opfer (ggf. seine Eltern 
oder Personensorgeberechtigten) über einen 
Verdacht des sexuellen Missbrauchs informie-
ren möchte, vereinbart eine der beauftragten 
Ansprechpersonen ein Gespräch. In Abstim-
mung mit dem Ordinarius kann die beauftragte 
Ansprechperson eine weitere Person hinzuzie-
hen. Das mutmaßliche Opfer (ggf. seine Eltern 

oder Personensorgeberechtigten) kann zu dem 
Gespräch eine Person des Vertrauens hinzuzie-
hen. Auf die Verpflichtung, einen Missbrauchs-
verdacht nach den Vorschriften der Leitlinien 
Nrn. 29 und 30 den Strafverfolgungs- und an-
deren zuständigen Behörden weiterzuleiten, ist 
zu Beginn des Gesprächs hinzuweisen. Ebenso 
ist in geeigneter Weise auf die Tragweite der 
Beschuldigung hinzuweisen.

18.	 Dem Schutz des mutmaßlichen Opfers und dem 
Schutz vor öffentlicher Preisgabe von Informa-
tionen, die vertraulich gegeben werden, wird 
besondere Beachtung beigemessen. 

19.	 Das Gespräch, bei dem auch die Personalien 
möglichst vollständig aufzunehmen sind, wird 
protokolliert. Das Protokoll ist von allen Anwe-
senden zu unterzeichnen. 

20.	 Das mutmaßliche Opfer (ggf. seine Eltern bzw. 
Personensorgeberechtigten) wird zu einer eige-
nen Anzeige bei den Strafverfolgungsbehörden 
ermutigt.

21.	 Der Ordinarius wird über das Ergebnis des Ge-
sprächs informiert.

Anhörung der beschuldigten Person

22.	 Sofern dadurch die Aufklärung des Sachver-
halts nicht gefährdet und die Ermittlungsarbeit 
der Strafverfolgungsbehörden nicht behindert 
werden, hört ein Vertreter des Ordinarius bzw. 
des Dienstgebers unter Hinzuziehung eines Ju-
risten – eventuell in Anwesenheit der beauftrag-
ten Ansprechperson – die beschuldigte Person 
zu den Vorwürfen an. Der Schutz des mutmaß-
lichen Opfers muss in jedem Fall sichergestellt 
sein, bevor das Gespräch stattfindet. In den Fäl-
len, bei denen sexueller Missbrauch mit einer 
Straftat gegen die Heiligkeit des Bußsakra-
mentes (vgl. Art. 4 SST) verbunden ist, darf der 
Name des mutmaßlichen Opfers nur mit dessen 
ausdrücklicher Zustimmung der beschuldigten 
Person genannt werden (vgl. Art. 24 § 1 SST).

23.	 Die beschuldigte Person kann eine Person ihres 
Vertrauens hinzuziehen. 

24.	 Die beschuldigte Person wird über die Möglich-
keit der Aussageverweigerung informiert (vgl. 
can. 1728 § 2 CIC). Wenn Priester beschuldigt 
werden, sind sie darauf hinzuweisen, dass sie 
unter allen Umständen verpflichtet sind, das 
Beichtgeheimnis zu wahren (vgl. cann. 983 und 
984 CIC9).

9	 Vgl. auch Art. 24 § 3 SST; can. 1388 CIC in Verbindung mit Art. 
4 § 1 n. 5 SST.
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25.	 Auf die Verpflichtung, einen Missbrauchsver-
dacht nach den Vorschriften der Leitlinien Nr. 
29 den Strafverfolgungs- und anderen zuständi-
gen Behörden weiterzuleiten, ist hinzuweisen. 
Die beschuldigte Person wird über die Mög-
lichkeit zur Selbstanzeige bei den Strafverfol-
gungsbehörden informiert.

26.	 Das Gespräch wird protokolliert. Das Protokoll 
ist von allen Anwesenden zu unterzeichnen. 

27.	 Der Ordinarius wird über das Ergebnis des Ge-
spräches informiert.

28.	 Auch der beschuldigten Person gegenüber be-
steht die Pflicht zur Fürsorge. Sie steht – un-
beschadet erforderlicher unmittelbarer Maß-
nahmen – bis zum Erweis des Gegenteils unter 
Unschuldsvermutung.

Zusammenarbeit mit den  
staatlichen Strafverfolgungs- und  

anderen zuständigen Behörden

29.	 Sobald tatsächliche Anhaltspunkte für den Ver-
dacht einer Straftat nach dem 13.  Abschnitt 
oder weiterer sexualbezogener Straftaten des 
Strafgesetzbuchs (StGB) an Minderjährigen 
oder erwachsenen Schutzbefohlenen vorliegen, 
leitet ein Vertreter des Ordinarius die Informati-
onen an die staatliche Strafverfolgungsbehörde 
und – soweit rechtlich geboten – an andere zu-
ständige Behörden (z. B. Jugendamt, Schulauf-
sicht) weiter. Rechtliche Verpflichtungen ande-
rer kirchlicher Organe bleiben unberührt.

30.	 Die Pflicht zur Weiterleitung der Informatio-
nen an die Strafverfolgungsbehörde entfällt 
nur ausnahmsweise, wenn dies dem ausdrück-
lichen Willen des mutmaßlichen Opfers (bzw. 
dessen Eltern oder Personensorgeberechtigten) 
entspricht und der Verzicht auf eine Mitteilung 
rechtlich zulässig ist. In jedem Fall sind die 
Strafverfolgungsbehörden einzuschalten, wenn 
weitere Gefährdungen zu befürchten sind oder 
weitere mutmaßliche Opfer ein Interesse an der 
strafrechtlichen Verfolgung der Taten haben 
könnten.

31.	 Die Gründe für den Verzicht auf eine Mittei-
lung bedürfen einer genauen Dokumentation, 
die von dem mutmaßlichen Opfer (ggf. seinen 
Eltern bzw. Personensorgeberechtigten) zu un-
terzeichnen ist.

Kirchenrechtliche Voruntersuchung  
gemäß can. 1717 § 1 CIC

32.	 Im Falle, dass wenigstens wahrscheinlich eine 
Straftat eines Klerikers vorliegt, leitet der Or-

dinarius gemäß can. 1717 § 1 CIC per Dekret 
eine kirchenrechtliche Voruntersuchung ein 
und benennt den Voruntersuchungsführer. Der 
Voruntersuchungsführer führt die Anhörung der 
beschuldigten Person unter Beachtung der Leit-
linien Nrn. 22 bis 29. Besteht die Gefahr, dass 
die Ermittlungsarbeit der Strafverfolgungsbe-
hörden behindert wird, muss die kirchenrecht-
liche Voruntersuchung ausgesetzt werden.

33.	 Das Ergebnis der kirchenrechtlichen Vorunter-
suchung fasst der Voruntersuchungsführer in 
einem Bericht an den Ordinarius zusammen. 
Die Voruntersuchungsakten sind gemäß can. 
1719 CIC zu verwahren.

34.	 Bestätigt die kirchenrechtliche Voruntersu-
chung den Verdacht sexuellen Missbrauchs, in-
formiert der Ordinarius gemäß Art. 16 SST die 
Kongregation für die Glaubenslehre, und zwar 
in allen Fällen, die nach dem 30. April 2001 zur 
Anzeige gebracht worden sind, und insofern 
der Beschuldigte noch am Leben ist, unabhän-
gig davon, ob die kanonische Strafklage durch 
Verjährung erloschen ist oder nicht. Diese In-
formation geschieht unter Verwendung eines 
Formblattes der Kongregation, unter Übersen-
dung einer Kopie der Voruntersuchungsakten 
und unter Beifügung eines Votums des Ordina-
rius sowie einer Stellungnahme des Beschul-
digten. Allein Sache der Kongregation ist es zu 
entscheiden, wie weiter vorzugehen ist: ob sie 
ggf. die Verjährung aufhebt (Art. 7 § 1 SST), 
ob sie die Sache an sich zieht (vgl. Art. 21 § 2 
n. 2 SST), ob die Entscheidung mittels eines 
gerichtlichen (Art. 21 § 1 SST) oder eines au-
ßergerichtlichen Strafverfahrens auf dem Ver-
waltungswege (Art. 21 § 2 n. 1 SST) getroffen 
werden soll.

35.	 Eine ähnliche Vorgehensweise wie in Leitlinie 
Nrn. 32 bis 33 ist bei Ordensangehörigen ge-
mäß can. 695 § 2 CIC geboten, unabhängig da-
von, ob es sich bei ihnen um Kleriker handelt. 
Dafür ist zuständig der Höhere Ordensobere.

Maßnahmen bis zur Aufklärung des Falls

36.	 Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für den Ver-
dacht eines sexuellen Missbrauchs an Minder-
jährigen oder erwachsenen Schutzbefohlenen 
vor, entscheidet der Ordinarius über das weitere 
Vorgehen unter Berücksichtigung der kirchen- 
und arbeitsrechtlichen Bestimmungen.

	 Im Falle von Klerikern kann er gemäß Art. 19 
SST konkrete, in can. 1722 CIC aufgeführte 
Maßnahmen verfügen (z. B. Freistellung vom 
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Dienst; Fernhalten vom Dienstort bzw. Arbeits-
platz; Fernhalten von Tätigkeiten, bei denen 
Minderjährige gefährdet werden könnten).

37.	 Soweit der Ordinarius nicht eine andere geeig-
nete Person benennt, unterrichtet er die beauf-
tragte Ansprechperson über die beschlossenen 
Maßnahmen und den jeweiligen Stand der Um-
setzung, damit diese das mutmaßliche Opfer 
(ggf. seine Eltern bzw. Personensorgeberech-
tigten) davon in Kenntnis setzen kann.

38.	 Soweit für den staatlichen Bereich darüber hin-
ausgehende Regelungen gelten, finden diese 
entsprechende Anwendung.

Vorgehen bei nach staatlichem Recht  
nicht aufgeklärten Fällen

39.	 Wenn der Verdacht des sexuellen Missbrauchs 
nach staatlichem Recht nicht aufgeklärt wird, 
z. B. weil Verjährung eingetreten ist, jedoch tat-
sächliche Anhaltspunkte bestehen, die die An-
nahme eines sexuellen Missbrauchs an Minder-
jährigen oder erwachsenen Schutzbefohlenen 
rechtfertigen, sollen sich die zuständigen kirch-
lichen Stellen im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
selbst um Aufklärung bemühen. Die Leitlinien 
Nrn. 36 und 37 gelten entsprechend; bei Kleri-
kern bis zu einer Entscheidung der Kongregati-
on für die Glaubenslehre. 

40.	 Dabei können auch ein forensisch-psychiat-
risches Gutachten zur beschuldigten Person 
und ggf. auch ein Glaubhaftigkeitsgutachten 
zur Aussage des mutmaßlichen Opfers einge-
holt werden.

Maßnahmen im Falle einer  
fälschlichen Beschuldigung

41.	 Erweist sich eine Beschuldigung oder ein Ver-
dacht als unbegründet, ist dies durch den Or-
dinarius im Abschlussdekret der kirchenrecht-
lichen Voruntersuchung festzuhalten. Dieses 
Dekret ist zusammen mit den Untersuchungs-
akten gemäß can. 1719 CIC zu verwahren.

42.	 Es ist Aufgabe des Ordinarius, den guten Ruf 
einer fälschlich beschuldigten oder verdächtig-
ten Person durch geeignete Maßnahmen wie-
derherzustellen (vgl. can. 1717 § 2 CIC bzw. 
can. 220 CIC).

D. Hilfen
Hilfen für das Opfer

43.	 Dem Opfer und seinen Angehörigen werden 
Hilfen angeboten oder vermittelt. Die Hilfsan-

gebote orientieren sich an dem jeweiligen Ein-
zelfall. Zu den Hilfsangeboten gehören seel-
sorgliche und therapeutische Hilfen. Das Opfer 
kann Hilfe nichtkirchlicher Einrichtungen in 
Anspruch nehmen. Diese Möglichkeit besteht 
auch, wenn der Fall verjährt oder die beschul-
digte Person verstorben ist. Unabhängig davon 
können Opfer „Leistungen in Anerkennung des 
Leids, das Opfern sexuellen Missbrauchs zuge-
fügt wurde“ über die beauftragten Ansprech-
personen beantragen.

44.	 Für die Entscheidung über die Gewährung von 
konkreten Hilfen ist der Ordinarius zuständig; 
für selbständige kirchliche Einrichtungen der 
Träger.

45.	 Bei der Gewährung von Hilfen für ein Miss-
brauchsopfer ist ggf. eng mit dem zuständigen 
Jugendamt oder anderen Fachstellen zusam-
menzuarbeiten.

Hilfen für betroffene kirchliche Einrichtungen,  
Dekanate und Pfarreien

46.	 Die zuständigen Personen der betroffenen 
kirchlichen Einrichtungen, Dekanate und Pfar-
reien werden von dem Ordinarius über den 
Stand eines laufenden Verfahrens informiert. 
Sie und ihre Einrichtungen bzw. Dekanate und 
Pfarreien können Unterstützung erhalten, um 
die mit dem Verfahren und der Aufarbeitung 
zusammenhängenden Belastungen bewältigen 
zu können.

E. Konsequenzen für den Täter
47.	 Gegen im kirchlichen Dienst Tätige, die Min-

derjährige oder erwachsene Schutzbefohlene 
sexuell missbraucht haben, wird im Einklang 
mit den jeweiligen staatlichen und kirchlichen 
dienst- oder arbeitsrechtlichen Regelungen vor-
gegangen.

48.	 Die betreffende Person wird nicht in der Arbeit 
mit Kindern, Jugendlichen und erwachsenen 
Schutzbefohlenen im kirchlichen Bereich ein-
gesetzt.

49.	 Über die betreffende Person wird ein foren-
sisch-psychiatrisches Gutachten zur Risikoab-
schätzung eingeholt. Täter, bei denen eine be-
handelbare psychische Störung vorliegt, sollen 
sich einer Therapie unterziehen. 

50.	 Die Rückkehr eines Klerikers in den Seelsor-
gedienst ist – unter Beachtung der gegen ihn 
verhängten Strafen – auszuschließen, wenn die-
ser Dienst eine Gefahr für Minderjährige oder 
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erwachsene Schutzbefohlene darstellt oder ein 
Ärgernis hervorruft.10 Diese Maßnahme kann 
auch dann ergriffen werden, wenn die Tat ver-
jährt ist.

51.	 Es obliegt dem Ordinarius, dafür Sorge zu tra-
gen, dass die von ihm verfügten Beschränkun-
gen oder Auflagen eingehalten werden. Das gilt 
bei Klerikern auch für die Zeit des Ruhestands.

52.	 Bei einem des sexuellen Missbrauchs gemäß 
can. 1395 § 2 CIC überführten Mitglieds einer 
Ordensgemeinschaft ist gemäß can. 695 § 1 
CIC vorzugehen.

53.	 Wird ein Kleriker oder Ordensangehöriger, der 
strafbare sexualbezogene Handlungen im Sinne 
dieser Leitlinien (vgl. Leitlinie Nr. 2) begangen 
hat, innerhalb der Diözese versetzt und erhält 
er einen neuen Dienstvorgesetzten, wird dieser 
über die besondere Problematik und eventuelle 
Auflagen unter Beachtung der gesetzlichen Vor-
schriften schriftlich informiert. Bei Versetzung 
oder Verlegung des Wohnsitzes in eine andere 
Diözese wird der Diözesanbischof bzw. der Or-
densobere, in dessen Jurisdiktionsbereich der 
Täter sich künftig aufhält, entsprechend der 
vorstehenden Regelung in Kenntnis gesetzt. 
Gleiches gilt gegenüber einem neuen kirch-
lichen Dienstvorgesetzen und auch dann, wenn 
der sexuelle Missbrauch nach Versetzung bzw. 
Verlegung des Wohnsitzes sowie nach dem Ein-
tritt in den Ruhestand bekannt wird. Bei Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern im kirchlichen 
Dienst, die ihren Arbeitsbereich beim selben 
Rechtsträger wechseln, ist der neue Fachvor-
gesetzte unter Beachtung der gesetzlichen Vor-
schriften in geeigneter Weise zu informieren. 
Diese Informationspflicht gilt auch für die nicht 
strafbaren sexualbezogenen Handlungen, die in 
Leitlinie Nr. 2 genannt sind.

10	 Siehe Rundschreiben der Kongregation für die Glaubenslehre an 
die Bischofskonferenzen für die Erstellung von Leitlinien (3. Mai 
2011).

F. Öffentlichkeit
54.	 Die Öffentlichkeit wird unter Wahrung des Per-

sönlichkeitsschutzes der Betroffenen in ange-
messener Weise informiert.

G. Spezielle präventive Maßnahme
55.	 Wenn Anlass zur Sorge besteht, dass bei einer 

Person Tendenzen zu sexuellem Fehlverhalten 
vorliegen, wird eine forensisch-psychiatrische 
Begutachtung dringend angeraten. Im Übrigen 
erfolgt die Prävention im Sinne der Rahmenord-
nung „Prävention gegen sexualisierte Gewalt 
an Minderjährigen und erwachsenen Schutzbe-
fohlenen im Bereich der Deutschen Bischofs-
konferenz“ in der jeweils geltenden Fassung.

H. Vorgehen bei sexuellem Missbrauch  
Minderjähriger oder Erwachsener Schutzbefohlener 

durch ehrenamtlich tätige Personen
56.	 In der Arbeit von ehrenamtlichen Personen 

mit Kindern- und Jugendlichen gelten die Vor-
schriften des Bundeskinderschutzgesetzes. 
Personen, die sich des sexuellen Missbrauchs 
Minderjähriger schuldig gemacht haben, wer-
den in der ehrenamtlichen Arbeit mit Kindern 
und Jugendlichen im kirchlichen Bereich nicht 
eingesetzt (§ 72a Abs. 4 SGB VIII).

57.	 Bei Hinweisen auf sexuellen Missbrauch Min-
derjähriger oder erwachsener Schutzbefohlener 
durch ehrenamtlich tätige Personen im kirch-
lichen Bereich gelten diese Leitlinien bzgl. der 
notwendigen Verfahrensschritte und Hilfsange-
bote entsprechend.

I. Geltungsdauer
58.	 Die vorstehenden Leitlinien gelten fünf Jahre 

und werden vor Verlängerung ihrer Geltungs-
dauer nochmals einer Überprüfung unterzogen.

Würzburg, den 26. August 2013

	 Für das Bistum Münster

	 † Dr. Felix Genn
	 Bischof von Münster
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Verordnungen und Verlautbarungen des Bischöflichen Generalvikariates

Art. 245	 Wahl des Priesterrates  
	 im Bistum Münster/Neuer Termin

Gemäß Beschluss des Priesterrates vom 16./17. 
September 2013 wird der Wahltermin 7. Oktober 
2013 bis 8. November 2013 aufgehoben. Neuer Ter-
min ist der 16. Dezember 2013 bis 11. Januar 2014. 

Der Wahlausschuss:

	 Thomas Frings 

	 Matthias Hembrock

	 Hermann Kappenstiel

	 Michael Ostholthoff

	 Christoph Rensing

Art. 246	 Wahl des Priesterrates 

In Abänderung der Veröffentlichung im Kirch-
lichen Amtsblatt vom 15. Juni 2013 hat der Wahl-
ausschuss aufgrund des neuen Wahltermins für 
die Wahl des 12. Priesterrates vom 16.12.2013 bis 
11.01.2014 folgendes beschlossen:

Wahl des Priesterrates

1.	 Die Bekanntmachung der Wahl des Priester-
rates erfolgt durch einen Brief an alle wahlbe-
rechtigten Priester und im Kirchlichen Amts-
blatt vom  01.11.2013.

2.	 Kandidatenvorschläge können bis zum 
16.11.2013 eingereicht werden: Wahlausschuss 
Priesterrat – Domplatz 8 – 48143 Münster.

3.	 Danach werden die Formulare „Einverständnis-
erklärung zur Kandidatur“ an die vorgeschla-
genen Priester verschickt.

	 Abgabeschluss der Einverständniserklärung 
der Kandidaten: 30.11.2013.

4.	 Die Versendung der Wahlunterlagen erfolgt bis 
15.12.2013.

	 Bis zum 20.12.2013 können Wahlunterlagen 
beantragt werden, falls ein Wahlberechtigter sie 
nicht erhalten hat.

5.	 Wahl des Priesterrats: 16.12.2013 bis 
11.01.2014 (Eingangsstempel des Priestersemi-
nar Borromaeum)

6.	 Die Auszählung der Stimmen erfolgt am 
17.01.2014. Danach werden die Kandidaten 
schriftlich über das Wahlergebnis informiert.

7.	 Die Veröffentlichung des Wahlergebnisses im 
Kirchlichen Amtsblatt erfolgt 01.02.2014.

8.	 Die konstituierende Sitzung des neuen Pries-
terrats findet am 11. Februar 2014, 15.00 Uhr, 
statt.

Der Wahlausschuss:

	 Thomas Frings 

	 Matthias Hembrock

	 Hermann Kappenstiel

	 Michael Ostholthoff

	 Christoph Rensing

Art. 247	 Gebetswoche für die Einheit  
	 der Christen 2014

Die Gebetswoche 2014 steht unter dem Leitwort 
„Ist denn Christus zerteilt?“ (1 Kor 1,1-17). 

Der Entwurf für den Gottesdienst und die Abende 
der Gebetswoche 2014 wurden von einer ökume-
nischen Arbeitsgruppe aus Kanada vorbereitet. Vor 
dem Hintergrund der ethnischen und konfessio-
nellen Vielfalt in ihrem Land stellt sie mit dem Leit-
wort aus dem 1. Korintherbrief des Apostels Paulus 
die bleibende Verpflichtung zur Versöhnung und 
Einheit in Christus auf dem Weg wechselseitigen 
Anteilgebens und Anteilnehmens an Gaben des je-
weils Anderen in den Mittelpunkt. 

Die Gebetswoche für die Einheit der Christen wird 
entweder als Gebetsoktav vom 18. bis 25. Januar 
2014 oder in der Zeit zwischen Christi Himmelfahrt 
und Pfingsten (29. Mai bis 8. Juni 2014) begangen. 
Die Mitgliedskirchen der Arbeitsgemeinschaft 
Christlicher Kirchen (=ACK) sind gebeten, diese 
Woche, wenn irgend möglich, in ökumenischer 
Partnerschaft mit anderen christlichen Gemeinden 
vor Ort durchzuführen. 

Die „ökumenische Kollekte“, für die während der 
Gebetswoche gesammelt wird, soll im Jahr 2014 
folgenden Projekten zugute kommen: einem Pro-
jekt zur Berufsbildung für behinderte Jugendliche 
im Westjordanland, einem Programm zur Verbes-
serung der Lebenssituation von Kindern und deren 
Familien in Tadschikistan sowie einem Projekt zur 
Schulbildung für Jugendliche im Armenviertel Bar-
rio Borro in Uruguay. 

Das Spendenkonto für die Projekte lautet:
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Ökumenische Centrale der Arbeitsgemeinschaft 
Christlicher Kirchen in Deutschland, Konto-Nr. 11 
750 801 bei der Bank für Kirche und Caritas (BLZ 
472 603 07).

Die Materialien für die Gebetswoche (Gottes-
dienstvorlage, Plakate, Arbeitsheft) sind auf der Web-
seite der Arbeitsgemeinschaft Christlicher Kirchen in 
Deutschland unter http://www.oekumene-ack.de/the-
men/geistliche-oekumene/gebetswoche/2014.html 
abrufbar. Gedruckte Exemplare sind 2014 über die 
Verlagsbuchhandlungen nicht mehr erhältlich. 

AZ: 102	 15.10.13

Art. 248	 Besondere Missions-Sonntage,  
	 Bonifatiustage, seelsorgliche Bemühungen  
	um Weckung von Priester- und Ordensberufen  
	 im Jahr 2014

Es gibt Grundaufträge der Kirche, deren Erfüllung 
rechtzeitig geplant und unter den Gemeinden abge-
stimmt werden muss: die Sorge um Weltmission und 
Diaspora und das Bemühen um geistliche Berufe. 
Die einzelnen Dekanate greifen in einem dreijäh-
rigen Turnus jeweils eines dieser Anliegen verstärkt 
in ihrer Pastoralplanung auf.

Das Referat Weltkirche im Bischöflichen General-
vikariat, das Bonifatiuswerk im Bistum Münster und 
die Diözesanstelle Berufe der Kirche im Bischöf-
lichen Generalvikariat sind gern bereit, mit Ihnen zu 
überlegen, wie und wann das betreffende Anliegen 
in den einzelnen Dekanaten angesprochen werden 
kann. Wir empfehlen zur Vorbereitung dieser Tage 
eine Pastoralkonferenz, bei der konkrete Schritte ab-
gesprochen werden können.

Im Jahr 2014 sind zusätzlich zu halten: 

1. 	 Ein Besonderer Missions-Sonntag im 

	 Stadtdekanat Münster (Dekanate Hiltrup, Lam-
berti, Liebfrauen, Mauritz) 

	 und in den Kreisdekanaten 

	 Steinfurt (Dekanate Emsdetten-Greven, Ibben-
büren, Mettingen, Rheine, Steinfurt), 

	 Warendorf (Dekanate Ahlen, Beckum, Hamm-
Nord, Warendorf) 

	 und für den Oldenburgischen Teil des Bistums 
(Dekanate Cloppenburg, Oldenburg, Vechta).

	 Die Erträge, der an diesem Tag abzuhaltenden 
Kollekte sind an missio, Konto-Nr. 122122 bei 
der PAX-Bank Köln, Zweigstelle Aachen BLZ 
370 601 92, unter dem Stichwort „Besonderer-
Missions-Sonntag“ abzuführen.

	 Im Mittelpunkt dieses Tages sollte nicht nur die 
Kollekte stehen, sondern die missionarische 
Bewusstseinsbildung der Gemeinde durch Li-
turgie, Predigt und Gespräch und Stärkung der 
Mitgliedschaft von missio. Prediger und Ge-
sprächspartner der missionierenden Gemein-
schaften stehen zur Verfügung. 

	 Kontakt: Bischöfliches Generalvikariat, Referat 
Weltkirche, Domplatz 31, 48143 Münster, Tel.: 
0251/495-399, E-Mail: weltkirche@bistum-
muenster.de 

2. 	 Ein Besonderer Bonifatiustag in den Kreisde-
kanaten 

	 Steinfurt (Dekanate Emsdetten-Greven, Ibben-
büren, Mettingen, Rheine und Steinfurt), 

	 Warendorf (Dekanate Ahlen, Beckum, Waren-
dorf und Hamm-Nord) 

	 Stadtdekanat Münster (Dekanate Hiltrup, Lam-
berti, Liebfrauen und St. Mauritz) 

	 Oldenburgischer Teil des Bistums (Dekanate 
Cloppenburg, Oldenburg und Vechta) 

	 Die Erträge, der an diesem Tag abzuhaltenden 
Kollekte, sind an die Bistumskasse Münster, 
Konto-Nr. 2000 100 bei der Darlehnskasse im 
Bistum Münster, BLZ 400 602 65, Rechtsträger 
050, HHST.: 1.5510.2165 abzuführen. 

	 Auch hier sollte nicht nur eine Kollekte abge-
halten werden, sondern die Bewusstseinsbil-
dung für Diaspora durch Liturgie, Predigt und 
Stärkung bzw. Neubelebung der Mitgliedschaft 
im Bonifatiuswerk der deutschen Katholiken 
erfolgen. 

3. 	 Seelsorgliche Bemühungen um Weckung und 
Förderung von Priester- und Ordensberufen in 
den Kreisdekanaten Borken, Coesfeld, Reck-
linghausen und für den Oldenburgischen Teil 
des Bistums (Dekanate Friesoythe und Wil-
helmshaven). 

Die Förderung geistlicher Berufe steht 2014 unter 
dem Jahresleitwort des Weltgebetstages für geistli-
che Berufe: „werde, was Du bist“. 

Damit auch heute der Sinn für geistliche Beru-
fungen lebendig bleibt, braucht es Offenheit, Wach-
samkeit und Mut, den Priester- und Ordensberuf ins 
Gespräch zu bringen sowohl in den Gemeinden als 
auch in der Gesamtkirche. Dazu gehört neben der 
Verkündigung und dem Gebet die Unterstützung 
und Wertschätzung derer, die in sich eine geistliche 
Berufung verspüren.
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Hilfen, das Anliegen um geistliche Berufe auf-
zugreifen, gedruckte und persönliche, bietet die 
Diözesanstelle Berufe der Kirche, Rosenstraße 17, 
48135 Münster, Tel.: 0251/495-272, Fax: 0251/495- 
290, berufe-der-kirche@bistum-muenster.de 

Falls anlässlich dieses Tages eine Kollekte gehalten 
wird, ist der Ertrag abzuführen an die Bistumskasse 
Münster, Kto.-Nr. 2000 100 bei der Darlehnskasse 
Münster BLZ 400 602 65, HHST: 001.1.0810.2165 
unter dem Stichwort „Berufungspastoral“.
AZ: 502	 14.10.13

Art. 249	 Personalveränderungen

B a v a n u ,   Vijaya Raju, bis zum 3. November 
2013 Kaplan in Beelen St. Johannes Bapt., zum 
4. November 2013 Kaplan in Herzfeld und Lippborg 
St. Ida.  

G o r a n t l a ,   Datham, zum 26. Oktober 2013 Ka-
plan in Cloppenburg St. Andreas.  

K ö s t e r ,   Norbert., Dr. theol., Subsidiar in Mün-
ster St. Marien und St. Josef sowie freigestellt zum 
Weiterstudium, zum 1. November 2013 unter Beibe-
haltung seiner bisherigen Aufgaben zum Rektor der 
Hauskapelle in der Friedrichsburg in Münster. 

P a s a l a ,  Anthony, bis zum 14. Oktober 2013 
Kaplan in Visbek St. Vitus, zum 15. Oktober 2013 
Kaplan in Moers St. Josef.  

P o l i s e t t y ,   Jojappa, zum 26. Oktober 2013 
Kaplan in Ochtrup St. Lambertus. 

S i r u m a n i ,   P. Prabhu MSFS; zum 26. Oktober 
2013 Kaplan in Moers St. Martinus. 

S t a m m e n,   Monika, Supervisorin im Bistum 
Münster, zum 1. November 2013 mit 50 % der re-
gelmäßigen wöchentlichen Arbeitsstundenzahl als 
Pastoralreferentin in der Klinikgemeinde Maria Heil 
der Kranken der Universitätsklinik und weiterhin 

mit 20 % der regelmäßigen wöchentlichen Arbeits-
stundenzahl als Supervisorin tätig. 

V a t t a m a l a ,   Bobi Thomas, zum 31. Oktober 
2013 Kaplan in Coesfeld St. Lamberti. 

V a z h a p p a n a d i y i l ,   Joseph, bis zum 24. Ok-
tober 2013 Pastor mit dem Titel Pfarrer in Duis-
burg-Walsum St. Dionysius, zum 25. Oktober 2013 
Pastor mit dem Titel Pfarrer in den Pfarrgemeinden 
Ascheberg St. Lambertus, Ascheberg-Davensberg 
St. Anna und Ascheberg-Herbern St. Benediktus.

W e s t e r m a n n,   Norbert, Pastoralreferent in  
Ibbenbüren Ss. Mauritius-Maria Magdalena, zum 
15. November 2013 Pastoralreferent in Altenberge 
St. Johannes Bapt. 

W i t t e n b e c h e r ,   P. Leo OSB, Dr. theol., zum 
1. Dezember 2013 Pastor (50 %) in der Seelsorge-
einheit Dülmen St. Viktor, Dülmen-Hausdülmen St. 
Mauritius und Dülmen-Karthaus St. Jakobus, in der 
Seelsorgeeinheit Dülmen St. Joseph und Dülmen-
Merfeld St. Antonius sowie in Dülmen-Rorup St, 
außerdem zum 1. Dezember 2013 Ausbildungsrefe-
rent für theologische Grundfragen (25 %) im „Insti-
tut für Diakonat und pastorale Dienste“ im Bistum 
Münster. 
Es wurden entpflichtet: 

O r t h e n ,   Norbert, Pfarrer em., mit Ablauf des 
31. Oktober 201 entpflichtet als Rektor der Hauska-
pelle in der Friedrichsburg in Münster. 
Es trat in den Ruhestand:

R o t t h o f f,   Annegret, Pastoralreferentin in der 
Freizeitphase der Altersteilzeit, tritt mit Ablauf des 
30. November 2013 in den Ruhestand. 

T a p p e,   Dorothea, Pastoralreferentin in der Frei-
zeitphase der Altersteilzeit, tritt mit Ablauf des 
30. November 2013 in den Ruhestand.  

AZ: HA 500	 15.10.13

Verordnungen und Verlautbarungen des Bischöflich Münsterschen Offizialates in Vechta

Art. 250	 Kirchenausschusswahlen

Gemäß § 3 der Wahlordnung für die Kirchen-
ausschüsse im Oldenburgischen Teil der Diözese 
Münster wird als Termin der nächsten Kirchenaus-
schusswahl der 15./16. November 2014 bestimmt.

Die Wahl erfolgt einheitlich in den katholischen 
Kirchengemeinden der (Erz-)Diözesen Hamburg, 
Hildesheim, Osnabrück und im Offizialatsbezirk 
Oldenburg.

L. S.	 † Heinrich Timmerevers
	 Bischöflicher Offzial
	 und Weihbischof
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Art. 251	 Kirchenoberliche Genehmigung 
	 der Satzungsänderung der Stiftung  
	 Caritas-Sozialwerk St. Elisabeth in Lohne

Der Stiftungsrat der Stiftung Caritas-Sozialwerk 
St. Elisabeth in Lohne hat in seiner am 13. Juni 2012 
abgehaltenen Stiftungssitzung einstimmig beschlos-
sen, die Satzung vom 19.10.2009 (veröffentlicht im 
Kirchlichen Amtsblatt Münster 2009, Nr. 24 unter 
Art. 284) um einen neuen § 4 wie folgt zu ergänzen:

„§4
Kirchliche Grundordnung

Die Gesellschaft wendet die Grundordnung des 
kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Ar-
beitsverhältnisse an. Die Gesellschaft soll Mitglied 
im Landes-Caritasverband für Oldenburg e.V. sein.“

Dieser Beschluss wird hbiermit kirchenoberlich 
genehmigt.

L. S.	 Bischöflicher Offzial

	 i. V. Peter Kossen
	 Offizialatsrat

Art. 252	 Kirchenoberliche Genehmigung 
	 der Satzungsänderung der Stiftung  
	Kardinal von Galen in Cloppenburg/Stapelfeld

Das Kuratorium der Stiftung Kardinal von Galen 
in Cloppenburg/Stapelfeld hat in seiner Sitzung am 
10.09.2013 wie folgt beschlossen: 

„Die Satzung der Stiftung Kardinal von Galen 
vom 31.01.2006, geändert am 04.04.2008, wird wie 
folgt geändert:

1.)	 In § 8 wird die Überschrift ergänzt durch:
	 „.../Kirchliche Grundordnung“.

2.)	 In § 8 wird neu eingefügt:
	 „Die Stiftung wendet die Grundordnung des 

kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher 
Arbeitsverhältnisse in der jeweils gültigen Fas-
sung an.“

Dieser Beschluss wird hiermit kirchenoberlich ge-
nehmigt.

L. S.	 Bischöflicher Offzial

	 i. V. Peter Kossen
	 Offizialatsrat

Art. 253	 Änderungen im  
	 Personal-Schematismus

S. 143	 Pastoralreferentin i. R. Maria Kremer, neue 
Anschrift: Vissingkamp 13, 48683 Ahaus-
Wüllen, T. 02561 4483747

S. 198	 Pfarrer Siegfried Thesing, neue E-Mail: the-
sing-s@bistum-muenster.de

S. 268	 Pastor m. d. T. Pfarrer Udo Diepenbrock, 
neue Anschrift: Tieckstr. 1, 48268 Greven, 
T. 02571 992545

S. 291	 Pastoralreferent Matthias Werth, neue d. 
Mail: matthiaswerth@t-online.de

S. 330	 Pfarrer Martin Klüsener, neue Anschrift: 
Friedhofstr. 2, 59329 Wadersloh-Diestedde, 
T. 02523 95360-0

S. 385	 Prälat Theo Schwerdt, Dekan a.D. , neue An-
schrift: c/o Altenheim Marienstift, Ulrichstr. 
16-18, 46519 	 Alpen, T. 02802 820

S. 429	 Pastoralreferent Martin Knauer, neue d. An-
schrift: Martinistr. 10 a, 46483 Wesel

S. 486	 Franziskanerinnen v. Münster, St. Mauritz, 
neue Anschrift: Kirchstr. 3, 49681 Garrel

S. 531	 Pfr. Dr. Rudolf Kutschera, neue Anschrift: 
Oberdiller Str. 42, 82065 Baierbrunn

S. 592	 Kongregation der Krankenschwestern vom 
Regulierten Dritten Orden des hl. Franzis-
kus (Franziskanerinnen von Münster, St. 
Mauritz), 49681Garrel, St. Canisiusstift, 
neue Anschrift: Kirchstr. 3 bitte streichen: 
Pfarrer-Landgraf-Str. 1

AZ: 502	 14.10.13
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